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DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Abschrift 


Bonn, den 22. Mai 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 108. Sitzung 
am 22. Mai 1953 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 28. April 1953 verabschiedeten 

Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über die Über- 
nahme von Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen zur Förderung der deutschen 
Wirtschaft 

— ' Nr. 4247 der Drucksachen, Umdruck Nr. 872 — 

einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu 
stellen. 

Der Bundesrat ersucht aber die Bundesregierung, im Rahmen des 
„Gesetzes über die Übernahme von Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen zur Förderung der deutschen Wirtschaft" Sicherheits- 
leistungen und Gewährleistungen für Lieferungen in die sowjetische 
Besatzungszone zu übernehmen, die das politische Risiko der Waren- 
abnahme und Gegenleistung oder der Verzögerung der Warenabnahme 
decken, soweit diesen Geschäftsabschlüssen Handelsabkommen zu- 
grunde liegen und es sich bei den Lieferungen um leicht verderbliche 
Nahrungsmittel handelt. 


Begründung: 

Das Risiko der Nichtabnahme oder der Verzögerung der Abnahme 
ist bei leicht verderblichen Nahrungsmitteln besonders groß. Dies gilt 
insbesondere für die Lieferung von Fischen, ferner von Milch, Gemüse 
und Obst. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gehr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



40 V. H. der deutschen Produktion an Fischen und Fischwaren wur- 
den vor dem Kriege in die heutige Ostzone geliefert. Der gewachsene 
wirtschaftliche Zusammenhang der ostdeutschen Zone mit der west- 
deutschen Zone verlangt, daß die Produktion der westdeutschen 
Fischwirtschaft anteilmäßig der Ostzonenbevölkerung zugeführt wird, 
Insbesondere um die schlechte Ernährungslage der Ostzonenbevölke- 
rung zu verbessern. Die Interzonenhandelsabkommen scheiterten z. B. 
1952 in der Abwicklung aus Gründen, die weder von der Fischwirt- 
schaft noch von den Ländern zu vertreten sind. Die Einwirkungs- 
möglichkeiten auf die Interzonenhandelspolitik fallen ausschließlich 
in die Zuständigkeit des Bundes. Die westdeutsche Fischwirtschaft und 
mit ihr die Regierungen der Küstenländer haben 1952 aus dem Zu- 
sammenbruch der Interzonenhandelsabkommen erhebliche Belastun- 
gen tragen müssen, die durch politische Ursachen ausgelöst wurden 
und die Risikopflicht von Fischwirtschaft und Ländern übersteigen. 
Soweit die Fischproduktion ihre Fangprogramme auf Interzonen- 
handelsabkommen abgestellt und der Fischhandel mit Fiilfe der 
Kreditinstitute und der Länder die notwendigen Vorbereitungen für 
die Durchführung der Interzonenhandelsabkommen trifft, sind zur 
Ausschaltung des politischen Risikos entsprechende Bundesbürgschaften 
erforderlich. Für diese Notwendigkeit soll die vorgeschlagene Ent- 
schließung die Voraussetzungen schaffen. 


In Vertretung 
gez. Altmeier 


Bonn, den 22. Mai 1953 


An den Fierrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 6. Mai 1953 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


In Vertretung 

Altmeier 



